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Berlin. Im Falle eines militärischen Angriffs
auf Deutschland wäre laut einer Umfrage gut
jeder zehnte Bundesbürger darauf einge-
stellt, sein Land mit der Waffe in der Hand
zu verteidigen. Freiwillig würden sich in so
einem Fall allerdings lediglich fünf Prozent
der Deutschen zum Kriegsdienst melden, wie
die Ergebnisse einer aktuellen repräsentati-
ven Umfrage des Meinungsforschungsinsti-
tuts Yougov zeigen. Weitere sechs Prozent
der Erwachsenen erwarten, dass sie im
Kriegsfall einberufen und gegebenenfalls für
die Verteidigung Deutschlands ausgebildet
würden.

Jeder Dritte (33 Prozent) würde laut Um-
frage versuchen, sein gewohntes Leben so
weit wie möglich weiter zu führen. Fast je-
der vierte Deutsche (24 Prozent) würde im
Kriegsfall so schnell wie möglich das Land
verlassen. Die Frage, die 2000 wahlberech-
tigten Erwachsenen von den Meinungsfor-
schern vorgelegt wurde, lautete: „Einmal an-
genommen, es würde sich ein militärischer
Angriff auf Deutschland abzeichnen, ver-
gleichbar mit dem im Februar 2022 begon-
nenen russischen Angriff auf die Ukraine.
Was glauben Sie, würden Sie persönlich in
einer solchen Situation am ehesten tun?“

Gut jeder Zehnte (elf Prozent) gab an, er
würde sich freiwillig melden, anderweitig als
im Kriegsdienst zu helfen. Vier Prozent der
Teilnehmer schlugen andere Handlungs-
möglichkeiten vor. 18 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger hatten zu der Fragestellung
entweder keine Meinung oder machten aus
anderen Gründen keine Angaben.

Ältere und Männer wollen kämpfen
Für die Option, das eigene Land im Kriegs-
fall zu verlassen, entschieden sich etwas
mehr junge Menschen als Ältere. Die Bereit-
schaft, mitzuhelfen, wenn auch nicht mit der
Waffe in der Hand, ist laut Umfrage bei den
über 60-Jährigen, für die ein Kampfeinsatz
teils aus gesundheitlichen Gründen ohnehin
nicht infrage käme, stärker ausgeprägt als
bei den Jüngeren.

Signifikante Unterschiede zwischen Deut-
schen in Ost und West stellten die Meinungs-
forscher nicht fest. Männer und Menschen,
die angaben, bei der Bundestagswahl 2021
die Grünen gewählt zu haben, waren etwas
stärker geneigt, sich bei dem genannten An-
griffsszenario freiwillig für den Dienst an der
Waffe zu melden als Frauen und Anhänger
anderer Parteien.

Menschen, die wissen, wie man eine
Schusswaffe gebraucht, sind laut Umfrage
etwas seltener als der Durchschnitt bereit,
Deutschland im Falle eines Angriffskriegs zu
verlassen. Die Bereitschaft, sich freiwillig
zum Kriegsdienst zu melden, ist bei ihnen
auch niedrig, aber immerhin mehr als dop-
pelt so hoch wie bei denjenigen, die nicht
schießen können.

Den Umgang mit einer Schusswaffe be-
herrscht laut Umfrage etwas mehr als jeder
fünfte deutsche Staatsbürger: Auf die Frage,
ob sie den Umgang mit der Waffe erlernt hät-
ten, beispielsweise im beruflichen Kontext,
für die Jagd, als Sportschütze oder während
des Wehrdienstes, antworteten 23 Prozent
der Teilnehmer mit „Ja“ und 74 Prozent mit
„Nein“. Drei Prozent der Befragten machten
keine Angaben.

Darüber, ob die seit 2011 ausgesetzte Wehr-
pflicht – in der einen oder anderen Form – in
den kommenden zehn Jahren wieder reakti-

viert wird, sind die Deutschen geteilter An-
sicht. Immerhin sind davon, dass es so kom-
men wird, mehr Menschen überzeugt als
vom Gegenteil. 42 Prozent der befragten
Wahlberechtigten gehen davon aus, dass der
Wehrdienst wieder verpflichtend werden
wird. 37 Prozent der Deutschen glauben das
nicht. 21 Prozent der Befragten trauten sich
kein Urteil zu oder wollten nichts dazu sa-
gen.

Pistorius verteidigt Wehrpflicht
Der neue Verteidigungsminister Boris Pisto-
rius (SPD) hatte die Aussetzung der Wehr-
pflicht durch die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung im Jahr 2011 jüngst als Fehler be-
zeichnet – zugleich aber betont, dieser lasse
sich nicht „mal eben so im Handumdrehen“
zurückholen.

Dass die Angst der deutschen Bevölkerung
vor einer militärischen Konfrontation seit
Februar 2022 deutlich gestiegen ist, verdeut-
licht beispielsweise der am Dienstag veröf-

fentlichte „Sicherheitsreport 2023“, den das
Meinungsforschungsinstitut Allensbach ge-
meinsam mit dem Centrum für Strategie und
Höhere Führung veröffentlicht hatte. Da-
nach macht der Krieg in der Ukraine 85 Pro-
zent der Menschen hierzulande große Sor-

gen. 63 Prozent der Bevölkerung befürchten
inzwischen, dass Deutschland in militärische
Konflikte hineingezogen werden könnte. Bei
der Befragung ein Jahr zuvor hatten noch
deutlich weniger Menschen (37 Prozent)
diese Sorge geäußert.

Jeder Zehnte würde zur Waffe greifen
Eine Umfrage zeigt, dass die Bereitschaft zum Kriegsdienst in der Bevölkerung nicht hoch ist
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Bundestag billigt raschere Gerichtsverfahren
Die CDU kritisiert das neue Gesetz zur Beschleunigung von Infrastrukturprojekten als „Mini-Reförmchen“

Berlin. Windräder, Stromleitungen, Schie-
nen: Gerichte sollen künftig über wichtige
Ausbauprojekte für erneuerbare Energien
und andere große Infrastrukturvorhaben
schneller entscheiden. Das hat der Bundes-
tag am Freitag beschlossen. Ziel der Reform
der Ampel-Koalition ist, bei als besonders
bedeutsam eingestuften Projekten die Ver-
fahren vor den Verwaltungsgerichten zu ver-
kürzen. Zu diesen Vorhaben zählen unter an-
derem der Ausbau des Schienennetzes sowie
von Windenergie-Anlagen, Fernstraßen, grö-
ßeren Gasversorgungsleitungen und Hoch-
spannungsleitungen.

Das Gesetz sieht beispielsweise die Bil-
dung spezialisierter Kammern oder Senate
für Planungsrecht sowie Fristen vor, damit
sich Verfahren zu solchen Großprojekten
nicht mehr jahrelang hinziehen. Das Perso-
nal an den Gerichten soll zudem entlastet
werden: In bestimmten Fällen können künf-
tig einzelne Richter oder kleinere Kammern
Entscheidungen treffen. Darüber hinaus soll
ein Gericht einen Mangel des angefochtenen
Verwaltungsaktes außer Acht lassen können,
wenn offensichtlich ist, dass dieser bald be-
hoben sein wird.

Der Grünen-Abgeordnete Lukas Benner

sagte, das neue Gesetz habe drei Säu-
len: „Mehr Flexibilität für Gerichte, Arbeits-
erleichterung und straffere Verfahren“. Es sei
natürlich nicht der große Wurf, der alle Pro-
bleme löse. Aber das habe auch niemand be-
hauptet. „Wenn wir es ernst meinen, dann
müssen wir jeden einzelnen Stein umdrehen
und die Potenziale bergen“, so Benner. Das
Gesetz wurde mit den Stimmen der Regie-
rungsfraktionen SPD, Grüne und FDP ange-

nommen. Die Linksfraktion stimmte eben-
falls zu. Die Abgeordneten von Union und
AfD votierten dagegen.

Bundesjustizminister Marco Buschmann
(FDP) begrüßte die Entscheidung: „Wir dür-
fen beim Schnellerwerden keine Zeit verlie-
ren“, erklärte er. Das neue Gesetz sei ein ers-
ter guter Baustein auf dem Weg, Verfahren
zu beschleunigen, und leiste einen Beitrag
zur schnelleren Modernisierung des Landes.

Scharfe Kritik kam indes von der Opposi-
tion. Die Reform sei allenfalls gut gemeint,
mit Sicherheit aber schlecht gemacht, sagte
der CSU-Abgeordnete Stephan Mayer. Weil
manche Regelungen vollkommen vage seien,
befürchte er, dass das Gesetz sogar zu Ver-
zögerung führen könnte. Susanne Hennig-
Wellsow (Linke) hielt die Zielsetzung des Ge-
setzes für richtig und gut – bemängelte aber,
dass die Bundesregierung etwa das Bundes-
verwaltungsgericht bereits jetzt mit mehr
Personal ausstatten könnte. Es werde nichts
schneller, wenn man wichtige Stellschrau-
ben vergesse, betonte sie.

Der CDU-Abgeordnete Philipp Amthor kri-
tisierte die Ampel-Regierung für ihr „Mini-
Reförmchen“. Das Etikett einer Planungsbe-
schleunigung habe das Vorhaben nicht ver-
dient. Wie mehrere seiner Vorredner sah er
mehr Potenzial für Beschleunigung im Pla-
nungsverfahren – also im Stadium vor einer
gerichtlichen Auseinandersetzung. „Statt
den Stall voller Probleme im Planungsver-
fahren auszumisten, suchen sie die feine,
goldene Nadel im Heuhaufen“, sagte Amthor.
Das sei zu wenig.

Innerhalb der Ampel-Koalition gibt es seit
Längerem Streit über eine mögliche Be-
schleunigung von Planungsverfahren gene-
rell, der bisher ohne Ergebnis blieb.

Betrifft auch Windrä-
der: Künftig sollen
Verfahren vor den
Verwaltungsgerich-
ten verkürzt werden.
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Berlin. Der Bundestag lässt die möglichen
Auswirkungen des Text-Roboters Chat-GPT
auf Bildung und Forschung untersuchen.
Der zuständige Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung hat
dazu eine Studie in Auftrag gegeben, wie das
Parlament am Freitag mitteilte. Experten für
Technikfolgenabschätzung und Systemana-
lyse des Karlsruher Instituts für Technologie
sollen sich demnach in den kommenden Wo-
chen mit dem Thema beschäftigen. Unter-
sucht werden sollen Entwicklungstrends,
mögliche Anwendungsszenarien und Aus-
wirkungen der Nutzung von Chat-GPT und
ähnlichen Systemen in den verschiedenen
Bereichen des Bildungs- und Wissenschafts-
systems, wie es hieß. „Wir brauchen einen
umfassenden Überblick über die techni-
schen, ethischen und sozialen Auswirkun-
gen“, sagte der Ausschussvorsitzende Kai
Gehring (Grüne).

Bund möchte Folgen von
Chat-GPT auf Bildung prüfen
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Berlin. Der Bundesnachrichtendienst (BND)
will Konsequenzen aus der Affäre um einen
Mitarbeiter ziehen, der Staatsgeheimnisse
an Moskau verraten haben soll. Die interne
Revision des deutschen Auslandsgeheim-
dienstes werde laut Medienberichten rele-
vante dienstliche Zusammenhänge überprü-
fen und aufarbeiten, um für die Zukunft aus
dem Fall zu lernen. Man werde auch einen
selbstkritischen Blick auf Elemente der
Eigensicherung werfen, soll die BND-Spitze
angekündigt haben. Es gehe auch um das
Verhalten einzelner BND-Mitarbeiter, die
vom Hauptverdächtigen Carsten L. dazu ge-
bracht worden sein sollen, ihn in unter-
schiedlicher Weise zu unterstützen.

Bundesnachrichtendienst
will Konsequenzen ziehen
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Reservisten und Wehrbeauftragte für Wehrpflicht
Der Reservistenverband der Bundeswehr hält
eine Wiedereinführung der Wehrpflicht für un-
umgänglich. „Wir sind der Meinung, dass
Deutschland ohne eine Wehrpflicht, in wel-
cher Form auch immer, nicht verteidigungsfä-
hig ist“, sagte der Präsident des Reservisten-
verbands, Patrick Sensburg, den Zeitungen der
Mediengruppe Bayern. Die Bundeswehr müsse
glaubwürdig im Bündnis nach außen zeigen,
dass sie abschrecken könne. Dafür brauche es
neben einer gut ausgebildeten und ausgestat-
teten Truppe eine ebenso gut ausgebildete
und ausgestattete Reserve. „Reservistinnen
und Reservisten rekrutieren sich aber nur in

ausreichendem Maße aus der Wehrpflicht.“
Auch die Wehrbeauftragte des Bundestags,
Eva Högl, betonte gegenüber der Medien-
gruppe Bayern: „Die Rückbesinnung auf die
Landes- und Bündnisverteidigung schließt
eine verlässliche, einsatzbereite sowie gut aus-
gestattete und ausgebildete Reserve mit ein.“

In Deutschland ist die Wehrpflicht seit 2011
ausgesetzt. Auch Högl hatte kürzlich eine Dis-
kussion über eine Einführung einer neuen Art
der Wehrpflicht gefordert. Die FDP lehnt den
Vorstoß klar ab. „Das wird es mit den Freien
Demokraten nicht geben“, sagte Johannes Vo-
gel (FDP) am Mittwoch im Bundestag. DPA

Union stoppt Gesetz im Bundesrat

Berlin. Der Bundesrat hat das sogenannte
Whistleblower-Gesetz gestoppt. Dieses soll
Menschen, die Hinweise auf Missstände in
Behörden oder Unternehmen geben, besser
vor Repressalien schützen. Das im Dezem-
ber vom Bundestag beschlossene Gesetz er-
hielt am Freitag in der Länderkammer nicht
die erforderliche Mehrheit, obwohl auch
seine Kritiker das Grundanliegen teilen. Die
unionsregierten Länder monierten aber, dass
das Gesetz über das Ziel hinausschieße und
vor allem kleine und mittlere Unternehmen
finanziell und mit neuer Bürokratie belaste.
Nun könnte noch im Vermittlungsausschuss
von Bundesrat und Bundestag versucht wer-
den, einen Kompromiss zu finden.

EU-Vorgabe nicht eingehalten
Das Hinweisgeberschutzgesetz ist überfäl-
lig. Denn Deutschland hätte eine entspre-
chende EU-Richtlinie eigentlich schon im
Dezember 2021 in nationales Recht umset-
zen müssen. Bei einer Nichtumsetzung dro-
hen Deutschland ein Vertragsverletzungs-
verfahren und hohe Strafzahlungen. Das Ge-
setz regelt Meldungen zu Betrügereien, Kor-
ruption und anderen Missständen. Die Hin-
weise können beispielsweise Verstöße gegen
Umweltschutzvorgaben oder gegen man-
gelnden Schutz personenbezogener Daten
betreffen.

Hessens Justizminister Roman Poseck
(CDU) betonte: „Wir teilen die Grundinten-
tion des Gesetzes.“ Der Schutz von Hinweis-
gebern müsse aber das richtige Maß haben.
Aber es sei etwa die verpflichtende Einrich-
tung eines anonymisierten Meldekanals vor-
gesehen, der auch eine anonymisierte Kom-
munikation ermöglichen solle.

Whistleblower
bleiben ungeschützt

DPA
Der Mündungslauf
eines Sturmgeweh-
res vom Typ G36 ist
bei einem Appell der
Bundeswehr auf dem
Marktplatz in Stor-
kow zu sehen. Im
Falle eines militäri-
schen Angriffs wür-
den sich lediglich
fünf Prozent der Frei-
willigen zum Kriegs-
dienst melden, wie
die Ergebnisse einer
repräsentativen Um-
frage des Meinungs-
forschungsinstituts
Yougov zeigen.
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Berlin. Der Anteil der Omikron-Sublinie
XBB.1.5 in Deutschland ist weiter angestie-
gen. In der vergangenen Woche wurde die
Sublinie in neun Prozent der untersuchten
Stichproben nachgewiesen, wie das Robert
Koch-Institut (RKI) in seinem Covid-19-Wo-
chenbericht vom Donnerstagabend schrieb.
„XBB.1.5 ist nun die am zweithäufigsten in
der Stichprobe nachgewiesene Variante.“ Die
Werte basieren allerdings auf geringen ab-
soluten Zahlen, denn das vollständige Virus-
erbgut wird nur bei einem sehr kleinen An-
teil positiver Proben untersucht. Es werde
mit einem weiteren Anstieg der Variante ge-
rechnet, schreibt das RKI. In den USA sei die
Variante laut der dortigen Gesundheitsbe-
hörde bereits dominant. Laut Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) weist die Variante
keine Mutation auf, die für schwerere Ver-
läufe bekannt wäre.

Omikron-Variante XBB.1.5
breitet sich aus
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